3.10.2000 - Tag der Deutschen Einheit

- SIE haben das deutsche Volk erneut gespalten.

4.10.2000 - Welttierschutztag

- SIE versündigen Sich durch Tun und durch Unterlassen.
FAX an

Präsident des Bundesrates Prof Dr. Kurt Biedenkopf, Fax:01888-9100-198
Bundespräsident Johannes Rau, Fax: 030-20 00-19 99

Bundeskanzler Gerhard Schröder, Fax: 030-4000-2357 

Bundesinnenminister Otto Schily, Fax: 01888-681-2427
Bundesjustizministerin Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, Fax: 01888- 582-4525


Von .................................................................................................................

Datum ...............................

Ich fordere:

- sofortige Rücknahme des Bundesgesetzentwurfes zur Bekämpfung 
  gefährlicher Hunde

- sofortige Rücknahme der Hundeverordnungen aller Bundesländer

- sofortige Art- und tierschutzgerechte Unterbringung aller betroffenen 
  Hunde auf Staats- (also auf unsere) Kosten

- sofortiger Stopp aller Hundetötungen

- sofortige Ahndung aller Verstöße gegen die §§ 1, 2 und 17 des  
  Tierschutzgesetzes

aus folgenden Gründen:

1. Verordnungen und Gesetzentwurf verstoßen regelmäßig gegen die Artikel 1, 
    2, 3, 9, 12, 13  und 14 des Grundgesetzes.

2. Zucht- und Importverbote verstoßen gegen EU-Recht (Art. 28 EG-Vertrag)
3. Allen Verordnungen ist der Verstoß gegen die §§ 1 und 2 des 
    Tierschutzgesetzes immanent.

4. Die Umkehr der Beweislast verstößt gegen Artikel 3 Grundgesetz.

5. Die Rasselisten sind weder genetisch noch statistisch begründbar.

An Sie, Herr Schily, folgende Botschaft: Nach den in den Verordnungen und im Gesetzentwurf angewandten Kriterien dürften SIE keinen unserer Hunde halten. Ihre Einträge im Zentralregister werden überdies getilgt - bei uns wäre dies nicht der Fall.

Unterschrift:




.........................................................

